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Arbeitsmarkt: 
Das meinen die Parteien zu 
wesentlichen Forderungen der IG Metall
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Leiharbeit ver-
hindern und ein-
dämmen: 
Gleiche Arbeit –
Gleiche Rechte –
Gleiches Geld, 
Begrenzung 
Verleihdauer, 
Synchronisa-
tionsverbot, 
Ausbau Mitbe-
stimmung.

Festhalten an Ab-
weichmöglichkeit
von Equal-Pay 
durch Tarifvertrag; 
ggf. Prüfung von 
Handlungsbedarf

Gleicher Lohn für 
gleiche und gleich-
wertige Arbeit; Syn-
chronisationsverbot
wieder einführen; 
Ausbau der Mitbe-
stimmung des Be-
triebsrates

Kein 
Handlungsbedarf.

Langfristig ein Ver-
bot der Leiharbeit, 
bis dahin: Equal
Pay, Flexibilitätszu-
lage von 10%,
Begrenzung der 
Verweildauer auf 
wenige Monate, 
Synchronisations-
verbot.

Mindestens die 
gleiche Entloh-
nung wie Stamm-
beschäftigte;
Flexibilitätsbonus; 
gleiche Rechte ab 
dem ersten Tag
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Zustimmung Zum Teil Zustimmung Ablehnung 

einen einheitli-
chen, flächen-
deckenden 
gesetzlichen 
Mindestlohn von 
8,50 €.

Verpflichtung der Ta-
rifparteien zur Fest-
legung verbindlicher 
Lohnuntergrenzen in 
Branchen ohne Tarif-
vertrag; regionale/ 
sektorale Differen-
zierungen möglich.

Einheitlicher flächen-
deckender gesetz-
licher Mindestlohn 
von mindestens 8,50 
€.

Kein allgemeiner 
flächendeckender
Mindestlohn.

Flächendeckender 
gesetzlicher Min-
destlohn von 10 €, 
weitere Steigerung 
auf mindestens
12 €.

Allgemeiner gesetz-
licher Mindestlohn 
von mindestens 
8,50 €.

Die IG Metall 
fordert … 

CDU/ CSU SPD FDP DIE LINKE BÜNDNIS 90/ DIE 
GRÜNEN
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Zustimmung Zum Teil Zustimmung Ablehnung 

die stärkere Aus-
richtung auf 
nachhaltige Ver-
mittlung in gute 
Arbeit.

Frühzeitige Aktivie-
rung Arbeitsloser
und schnellstmög-
liche Integration in 
den 1. Arbeitsmarkt.

Vorrangig: sozialver-
sicherungspflichtige, 
gute Arbeit auf dem 1. 
Arbeitsmarkt, bessere 
Betreuung 
Arbeitsloser

Verbesserung des 
Fallmanagements 
und des Betreuungs-
schlüssels.

Rechtskreisüber-
greifende Stärkung 
der Vermittlung in 
gute Arbeit und 
nachhaltige Maß-
nahmen; Rechtsan-
sprüche für Arbeits-
lose auf Förder-
maßnahmen.

Verbesserung der 
Weiterbildung für
Arbeitslose; Wahl-
recht für Arbeits-
lose bei Maßnah-
men.

Die IG Metall 
fordert … 

CDU/ CSU SPD FDP DIE LINKE BÜNDNIS 90/ DIE 
GRÜNEN

die Abschaffung 
sachgrundloser 
Befristungen.

Einschränkung be-
fristeter Beschäfti-
gung.

Abschaffung sach-
grundloser Befris-
tungen.

Lockerung des Vor-
beschäftigungsver-
bots.

Abschaffung sach-
grundloser Befris-
tungen.

Abschaffung sach-
grundloser Befris-
tungen.

die Abschaffung 
des Sonder-
status der Mini-
jobs.

Festhalten am Son-
derstatus der Mini-
jobs.

Umgehung des Ar-
beitsrechts bei Mini-
jobs ausschließen 
und soziale Absiche-
rung verbessern.

Festhalten an Mini-
jobs in der jetzigen 
Form.

Volle Sozialver-
sicherungspflicht für 
Minijobs ab der ers-
ten Stunde.

Begrenzung Anzahl 
Minijobber pro Be-
trieb, Stundenober-
grenze, Gleichbe-
handlung. Einstieg 
in Reform der 
Sozialversiche-
rungspflicht.
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die Verlängerung 
der Bezugsdauer 
des ALG I auf bis 
zu 36 Monate.

Diese Verlängerung 
wird von der Union 
nicht befürwortet.

Eine solche Ver-
längerung ist nicht
vorgesehen.

Diese Verlängerung 
wird von der FDP 
nicht befürwortet.

Verlängerung der 
Bezugsdauer des
Arbeitslosengeldes, 
Umfang unklar.

Eine solche Ver-
längerung ist nicht 
vorgesehen.
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Zustimmung Zum Teil Zustimmung Ablehnung 

die Verlängerung 
der Rahmenfrist 
von zwei auf drei 
Jahre.

Keine Änderung 
vorgesehen.

Verlängerung der 
Rahmenfrist von zwei 
auf drei Jahre.

Keine Änderung 
vorgesehen.

Verlängerung der 
Rahmenfrist von 
zwei auf drei Jahre.

Arbeitslosengeld, 
wenn mind. vier 
Monate innerhalb 
von zwei Jahren
Beiträge gezahlt 
wurden. Anspruch
steigt mit der Dauer 
der Beitragszah-
lung.

Die IG Metall 
fordert … 

CDU/ CSU SPD FDP DIE LINKE BÜNDNIS 90/ DIE 
GRÜNEN
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Zumutbarkeits-
regelungen, die 
Arbeitslose nicht 
zwingen, unter-
tariflich/ortsüb-
lich zu arbeiten.

Keine Veränderung 
vorgesehen

Keine Vermittlung in 
Arbeit unterhalb 
ortsüblicher Entgelte.

Keine Veränderung 
vorgesehen

Unzumutbar soll 
Arbeit sein, die un-
tertariflich bezahlt 
wird bzw. unterhalb 
von 10 Euro liegt

Keine Verände-
rung vorgesehen
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Zustimmung Zum Teil Zustimmung Ablehnung 

Die IG Metall 
fordert … 

CDU/ CSU SPD FDP DIE LINKE BÜNDNIS 90/ DIE 
GRÜNEN

bedarfsgerechte 
und existenz-
sichernde Regel-
sätze und ihre 
deutliche Anhe-
bung sowie die 
Abschaffung von 
Sanktionen 
gegen Hartz IV-
Empfänger.

Es wird kein Verän-
derungsbedarf der 
derzeitigen Rege-
lung gesehen.

Die SPD tritt für ver-
fassungsfeste Regel-
sätze ein. Keine Ab-
schaffung oder Aus-
setzung von Sank-
tionen vorgesehen.

Schrittweise Einfüh-
rung eines liberalen 
Bürgergeldes (Zu-
sammenfassung
steuerfinanzierter
Sozialleistungen); 
keine Änderung bei 
Sanktionen.

Statt Hartz IV sank-
tionsfreie Mindest-
sicherung, kurz-
fristig Anhebung des 
Regelsatzes auf
500 € und Abschaf-
fung der Sanktionen

Anhebung des
Regelsatzes auf
420 €; statt Bil-
dungs- und Teil-
habepaket Erhö-
hung des Kinder-
regelsatzes; Sank-
tionsmoratorium bis 
zur Erarbeitung 
neuer Regeln.
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Vielen Dank!

Stefanie Janczyk, Ressort Allgemeine Sozial- und Arbeitsmarktpolitik/AGA


